
Solange Vorrat.
Bei allen Angeboten sind M-Budget und
bereits reduzierte Artikel ausgenommen.

2.95
statt 3.80

Passion Joghurts
erhältlich in diversen
Sorten, z.B. Blutorange,
4 x 180 g

4er-Pack

22%

3.15
statt 4.50

M-Classic
Lammnierstück
per 100 g,
in Selbstbedienung

30%

3.70
statt 5.35

M-Classic
Rindsentrecôte
Black Angus
Uruguay/Paraguay,
in Sonderpackung,
2 Stück, per 100 g

30%
9.10
statt 18.20

M-Classic Lachsfilet
ohne Haut, ASC
Zucht aus Norwegen,
in Sonderpackung, 380 g

50%

Kochgeschirrserien Deluxe, Titan,
Prima, Gastro und Deckel der Marke
Cucina & Tavola
z.B. Titan Bratpfanne flach, Ø 24 cm,
pro Stück, 24.95 statt 49.95

50%
Alle Crème d'Or Dosen,
750 ml und 1000 ml
tiefgekühlt, z.B. Vanille Bourbon,
1000 ml, 5.95 statt 9.95

40%
Alle Café Royal Kapseln
z.B. Lungo, 10 Kapseln, 2.60 statt 3.95

33%

3.75
statt 5.80

Bio Himbeeren
Spanien, Schale, 250 g

35%

Wochen-
Hits
30.3. –5.4.2021
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Stephanie Weiss

Stolz verkünden die Frauen des
Feministischen Streiks Basel, für
die Petition «Kitas sind Service
public» fast 600 Unterschriften
gesammelt und abgeliefert zu
haben. Damit fordern sie den
Grossen Rat und den Regie-
rungsrat von Basel-Stadt dazu
auf, für eine bessere Kinderbe-
treuung zu sorgen.

Denn darum stehe es nicht gut:
sinkende Qualität, zu wenige
Fachkräfte und schlechteArbeits-
bedingungen – das sei die trauri-
ge Realität in Basler Kitas. Eltern
kämpfen wiederum mit langen
Wartelisten, unflexiblen Öff-
nungszeiten und zu hohen Kos-
ten für die Betreuung der Kinder.

Die familienexterne Kinder-
betreuung befindet sich in Basel
in einerAusbauphase.DieAnfor-
derungen und Aufgaben hätten
sich stark verändert, bestätigt die
erfahrene Berufsfrau und Ge-
schäftsführerin von Stromboli
Kinderbetreuung Kleinbasel, Re-
gula Riniker.

«Die Qualität bleibt leider
oft auf der Strecke»
Durch die vielen Wechsel und
kürzeren Anwesenheiten der
Kinder veränderten sich die
Gruppenzusammenstellungen
ständig. «Zudem kommen im-
mermehrAufgaben auf die Kitas
zu. Sie haben in den Bereichen
Sprachförderung, Motorik,
Sauberkeitserziehung, Sozialver-
halten, Hygiene und Essverhal-
ten einen Frühförderauftrag. All
dieseAspektemüssen bei jedem
Kind schriftlich dokumentiert
werden.»

Da bereits 16-Jährige mit der
Ausbildung Fachfrau/Fachmann
Betreuung Kinder (Fabe) begin-
nen können, brauche es überdies
mehr Ausbildungsbetreuung.
Auch gebe es immermehr Prak-
tikanten undTeilzeitangestellte,
was einen höheren Koordina-
tionsaufwand nach sich ziehe.
«Leider bleiben dabei die Quali-

tät und die Arbeitsbedingungen
oft auf der Strecke», stellt Regu-
la Riniker fest.

«Kinderbetreuung ist nicht
einfach Hütearbeit. Kinder in
verschiedenen Altersstufen und
mit unterschiedlichen kulturel-
len, sprachlichen und sozialen
Voraussetzungen zu betreuen,
braucht Fachwissen und eine
hohe Sozialkompetenz. Die An-
forderungen an diesen Beruf
sind laufend gestiegen», so die
Fachfrau.DerBetreuungsschlüs-
sel sei trotz allem gleich geblie-
ben und könne oft nicht einge-
haltenwerden, ebensowenig das
pädagogische Konzept.

Aus diesem Grund habe eine
Arbeitsgruppe von Basler Fabe
bereits 2013 eine Petition lan-
ciert, die jedoch abgelehnt wur-
de. Deshalb begrüsst Riniker die
aktuelle Petition grundsätzlich.

«Ein Baustein auf demWeg
zumehr Gleichstellung»
Deren Kernanliegen liege bei der
Gleichstellung, erklärt Natalie
von Tscharner vom Feministi-
schen Streik Basel. «Wir haben
vor einem Jahr das Careona-Ma-
nifest verfasst, bei dem es um
Umverteilung von Geld, Macht,
Zeit und Raum geht.Wirwollten
das nicht nur beim Manifest be-
lassen, sondern auch Aktionen

starten und uns in den politi-
schen Diskurs einbringen.»

Gerne hätten sie eine Initiati-
ve lanciert,was aber den Rahmen
gesprengt hätte. «Trotzdem for-
dern wir eine Veränderung. Aus
diesem Grund enthält die Peti-
tionviele und hohe Forderungen.
Damitwollenwir zeigen, dass es
einen Kompromiss braucht.»

Nun hofft die Arbeitsgruppe
des Feministischen Streiks, dass
wenigstens ein Teil davon um-
gesetzt werden kann, denn die
heutige Situation sei alles ande-
re als befriedigend. «Die Warte-
listen sind lang, es hat nicht ge-
nügend Betreuungsplätze, und
die voll subventionierten Plätze
sind ausgebucht.»

Das Ziel sei die Wahlfreiheit
für beide Elternteile,wie undvon
wem sie ihr Kind betreuen las-
sen wollten, und dazu sei ein
besseres und grösseres Angebot
nötig. «Der Ausbau des Kinder-
betreuungsangebots ist für uns
ein Baustein auf dem Weg zu
mehr Gleichstellung.»

Mitmehr Geld die
Bedingungen verbessern
Doch weshalb sollte die Kinder-
betreuung gratis sein? «Das ist
eine berechtigte Forderung, um
zu zeigen, dass etwas gehen
muss. Der Schulbetrieb ist ja
auch unentgeltlich, und mit der
Verantwortung der Frühförde-
rung finde ich es angemessen,
wenn der Staat da mehr unter-
stützt.»

Stromboli-Geschäftsführerin
Riniker sieht diesbezüglich eher
schwarz: «Laut meinen bisheri-
gen Erfahrungen wird eine Kin-
derbetreuung als Service public
kaum Chancen haben durchzu-
kommen.Nichtsdestotrotz ist es
unabdingbar, für die Kinderbe-
treuung mehr Geld zu investie-
ren und dieArbeitsbedingungen
anzupassen, um den Beruf at-
traktiver zu machen.» Im Lock-
down habe sich deutlich gezeigt,
wie systemrelevant die Kinder-
betreuung sei.

Gratis-Kinderbetreuung für alle
Sind Kitas Service public? Der Feministische Streik Basel fordert in einer Petition ein besseres und
unentgeltliches Angebot für die Kinderbetreuung in Basel.

Natalie von Tscharner (r.) vom Feministischen Streik Basel übergibt die Petition «Kitas sind Service public»
an Karin Sartorius, Präsidentin der Petitionskommission des Grossen Rats.

«Kinderbetreuung
ist nicht einfach
Hütearbeit.
Die Anforderungen
an diesen Beruf
sind gestiegen.»
Regula Riniker
Geschäftsführerin von Stromboli
Kinderbetreuung Kleinbasel

1070 Liestaler fordern in einer
gültig zustande gekommenen
Volksinitiative die Prüfung des
Baus einer Mehrzweckhalle für
die Vereine in Liestal. Die soge-
nannte Stadthalle sollte 1000
bis 1500 Personen fassen kön-
nen. Doch bevor sich der Ein-
wohnerrat mit der Initiative be-
fassen konnte, legte der Stadt-
rat bereits die gewünschte
Machbarkeitsstudie vor,wie sie
im Initiativtext gefordert wird
– allerdings auch mit dem Ziel,
dass die Bevölkerung dann in-
nerhalb von zwei Jahren über
eine Abstimmungsvorlage zur
Realisierung der Stadthalle ent-
scheiden kann.

Den Initianten passt aber des
Resultat derMachbarkeitsstudie
nicht. Zusammengefasst bringt
sie zumAusdruck, dassman eine
Stadthalle nicht fürmachbarhält
– jedenfalls finanziell nicht. Und
auch nicht an elf geprüften
Standorten.

Das Anliegen der Initianten
und deren Initiative seien abzu-

schreiben, sagte der Stadtrat et-
was lapidar an der letzten Ein-
wohnerratsversammlung, nahm
dabei aber zur Idee Stadthalle
keine Stellung. Auch die Mach-
barkeitsstudie wurde nicht dis-
kutiert. Das beschwor den Zorn
der Initianten herauf, die ohne-
hin glauben, der Stadtrat torpe-
diere das Volksbegehren.

Beschliessen, was vorliegt
Der Einwohnerrat hat an seiner
letzten Sitzung beschlossen, das
Volksbegehren noch auf einen
Umweg zu schicken und die In-
itiative von der Bau- und Pla-
nungskommission prüfen zu las-
sen.Kommtmindestens ein Drit-
tel der Einwohnerräte zum
Schluss, das Initiativbegehren sei
nicht erfüllt, käme es doch noch
zu einerVolksabstimmung.Dann
können die Liestaler an derUrne
über eine Machbarkeitsstudie
abstimmen, die bereits vorliegt.
Ein Schelm,wer denkt, dassman
so die Idee einer Stadthalle ele-
gant versenken kann.

Auf die Frage,wie esweitergeht,
sagt Stadtrat Daniel Muri, zu-
ständig für Hochbau und Pla-
nung: «Ichweiss,worauf die In-
itianten hinauswollen;manwird
vielleicht einen Kredit für eine
erweiterte Machbarkeitsstudie
beschliessen.» Und dann kommt
Muri schnörkellos auf den Punkt:
«Wir haben doch das Initiativbe-
gehren ernst genommen und er-
füllt. Sollenwir dasVolk tatsäch-
lich für ein paar Zehntausend
Franken an die Urne bestellen?»

Auf LiestalerBoden gibt es vie-
leVeranstaltungsorte, die dieVer-
eine nutzen könnten: drei Hallen
mit über 1000 Plätzen; zudem
zahlreiche Lokalemit 300 bis 800
Plätzen und 16Veranstaltungsor-
temit 100 bis 300 Plätzen,wie der
Stadtrat festhält.Warumdennoch
eine neue Halle? Nahezu überall
besteht ein Haken.

DieMilitärsporthalle zumBei-
spiel ist prioritär für den Bund
reserviert. Die Vereine müssen
hintenanstehen.DieAula des KV
Liestal und die Räume der Kir-

chen sind zu oft belegt oder fürs
Vereinsleben nicht zweckmässig.
Die Aula der Gewerbeschule
schliesst, weil die Schule nach
Muttenz umzieht. Und schliess-
lich hat der Betreiber des Hotels
Engel die Leistungsvereinbarung
gekündigt, obschon Liestal dort
über eineMillion Franken in den
Festsaal investiert hatte. Küche,
Foyer und WC-Anlagen stehen
nicht unabhängig vom Hotelbe-
trieb zur Verfügung.

Letztlich eine Preisfrage
Solche Probleme sind demStadt-
rat klar. Aber da sind die Finan-
zen, die roten Rechnungen, die
Zentrumslasten einer Kantons-
hauptstadt und die Ansprüche
derAuswärtigen,wie DanielMuri
sagt: «Wir können doch nicht
Schulanlagen verlottern lassen
und daneben eine Luxushalle für
alle Ansprüche bauen.»

So sind in der vom Stadtrat
lancierten Machbarkeitsstudie
viele Unmöglichkeiten aufge-
führt – beispielsweise fehlende

Parkplatzmöglichkeiten oder der
Umstand, dass die Standorte
Sportplatz Gitterli II und Frenke
im Störfallperimeter der SBB lie-
gen. Mitinitiant Stefan Saladin
hält solche Argumente für Ab-
wehrmechanismen: «Störfallpe-
rimeter – das ist doch Unsinn,
das St.-Jakob-Stadion liegt auch
am SBB-Gleis», entgegnet er.
Muri hält entgegen: «Letztlich ist
immer alles machbar, wird aber
zu einer Frage des Preises.»

Die Kosten einer neuen Stadt-
halle schätzt der Stadtrat auf
13 bis 20 Millionen Franken, die
sich Liestal nicht ohne Anhäu-
fung weiterer Schulden leisten
könne. Der laufende Unterhalt
einer Stadthalle ist mit 1,3 bis
1,7 Millionen Franken berechnet.
Umgekehrt argumentieren die
Initianten damit, dass eine Stadt-
halle immer einWirtschaftsfak-
tor sei. Sie würde mehr Leben
nach Liestal bringen und das
Kulturleben bereichern.

Daniel Wahl

Liestal lässt Initianten ins Leere laufen
Kampf um Mehrzweckhalle Der Stadtrat hat das Initiativbegehren nach einer Machbarkeitsstudie bereits erfüllt – zum Ärger der Initianten.

«Sollenwir
das Volk tatsächlich
für ein paar
Zehntausend
Franken an
die Urne bestellen?»

Daniel Muri
Stadtrat, zuständig für Hochbau
und Planung
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